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Α. Verfassungsrecht 
(Fortsetzung) 





Regierungsbildung im Lichte der Verfassung 

Eine Regierungsbildung steht sinngemäß erst in einem Zeitpunkt in 
Frage, wo eine Regierung nicht mehr besteht, gleichviel aus welchem 
Grunde sie ihres Amtes verlustig geworden ist. Wenn in Österreich mit dem 
Bekanntwerden des Ergebnisses der Nationalratswahlen die Frage nach der 
Neubildung der Regierung aufgetaucht ist und sich zu dem beherrschenden 
Problem der politischen Erörterung verdichtet hat, so kommt darin zum 
Ausdruck, daß die gegenwärtige Bundesregierung von allen diesen Frage-
stellern als politisch überlebt erachtet wird. 

In der Tat ist der Fortbestand einer Regierung, die aus welchem Grunde 
immer in einem eben neugewählten Parlament nicht über die Mehrheit 
verfügt,  mit dem Grundsatz der parlamentarischen Demokratie, wonach die 
Regierung das Exekutivorgan der Parlamentsmehrheit ist, nicht in Einklang 
zu bringen. Dieser Grundsatz erleidet nur in dem Punkt eine Ausnahme, daß 
in der Wahlzeit der Bestand einer Minderheitsregierung in der Annahme 
gerechtfertigt  ist, daß diese Regierung durch die Wahl die Mehrheit erlangen 
werde, da ja die Herrschaft  der Parlamentsmehrheit wiederum nur dadurch 
gerechtfertigt  ist, daß sie den Willen der Volksmehrheit darstellt. Die Ein-
setzung  einer Minderheitsregierung, verbunden mit dem Appell von der 
Volksvertretung an das Volk selbst - was der Sinn einer Auflösung des 
Parlaments und der Ausschreibung von Neuwahlen ist - kann somit viel eher 
mit dem demokratischen Prinzip vereinbart werden, das noch immer das 
beherrschende Prinzip unserer Verfassung ist, als der Fortbestand  einer 
Regierung, die nicht vom Vertrauen der Mehrheit des neugewählten Parla-
ments getragen ist. 

Wenn somit einerseits das Ergebnis der Nationalratswahl nach demokra-
tischer Tradition die Demission der Regierung und im Falle, daß sie sich 

Der österreichische Volkswirt, 23. Jg. (1930), S. 221-222. 
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nicht freiwillig zu diesem Schritt entschließt, deren Entlassung von Seiten 
des Bundespräsidenten nahegelegt hätte, so kann doch anderseits in dem 
Unterbleiben dieser Schritte keine Verfassungsverletzung  erblickt werden. 
Die im Amt befindliche Regierung bleibt bis zur Stunde der Entlassung oder 
der auf ihren Wunsch ausgesprochenen Enthebung oder endlich bis zu einem 
Beschluß des Nationalrates, mit dem ihr das Mißtrauen ausgesprochen wird, 
die legitime Amtswalterin der Regierungsgeschäfte. Kommt indes dem von 
der augenblicklichen Mehrheit des Nationalrates in Aussicht gestellten 
Mißtrauensvotum nicht die Enthebung oder Entlassung der Regierung zu-
vor, so wird ihr äußerstenfalls das Mißtrauensvotum die rechtliche Existenz-
grundlage entzogen haben. ,, Versagt der Nationalrat der Bundesregierung 
oder einzelnen ihrer Mitglieder durch ausdrückliche Entschließung das 
Vertrauen, so ist die Bundesregierung oder der betreffende  Bundesminister 
des Amtes zu entheben." (Art. 74 Abs. 1 B-VG) Dieser geradezu klassischen 
Kodifikation des parlamentarischen Vertrauensprinzips ist zu entnehmen, 
daß das Mißtrauensvotum nach österreichischem Recht sozusagen unbe-
dingt tödlich wirkt. Diese unvermeidliche Folge eines Mißtrauensvotums 
ist ja wohl auch der Grund, daß es bisher noch in keinem einzigen Fall aktuell 
geworden ist, denn begreiflicherweise  ist diese unausbleibliche Folge des 
Mißtrauensvotums eine zwingende Mahnung, es darauf nicht ankommen zu 
lassen, sondern ihm durch andere Mittel, äußerstenfalls durch die Demis-
sion, vorzubeugen, während in anderen parlamentarischen Staaten, insbe-
sondere England und Frankreich, nicht selten ein Mißtrauensvotum riskiert 
wird, weil es der Regierung immerhin noch Entschlußfreiheit  über ihren 
Amtsverzicht und dem Staatsoberhaupt Entschlußfreiheit  über die Verab-
schiedung der Regierung offenläßt.  So erklären sich ja auch die im Gang 
befindlichen Versuche nach einer Mehrheitsbildung als sachlicher Voraus-
setzung der Regierungsbildung, auf die noch zurückzukommen sein wird, denn 
die Strenge der Rechtsfolgen eines Mißtrauensvotums ist ein Zwang, einem 
solchen durch eine feste Koalitionsvereinbarung vorzubeugen. 

Die Verfassung eröffnet  allerdings einen Ausweg, dem Mißtrauensvotum 
und seiner Folge, einer zwangsweisen Amtsentsetzung, sozusagen in letzter 
Stunde zu entrinnen, denn wenn es ein Fünftel der anwesenden Mitglieder 
verlangt, ist die Abstimmung über den Antrag, daß der Bundesregierung das 
Vertrauen versagt werde, auf den zweitnächsten Werktag zu vertagen 
(Art. 74 Abs. 2 B-VG). Das beharrliche Überhören der Drohung mit dem 
Mißtrauensvotum erklärt sich augenscheinlich aus der Absicht, den 
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Mißtrauensantrag zunächst mit einem auf diese Verfassungsbestimmung 
gegründeten Vertagungsantrag zu parieren. Man rechnet offenbar  damit, daß 
mit dieser letzten 48stündigen Frist noch immer die genügende Zeit gewon-
nen sein wird, um dem Bundespräsidenten die Demission zugleich mit einer 
neuen Ministerliste zu überreichen und damit der Abstimmung über den 
Mißtrauensantrag zu entgehen. Andere Möglichkeiten, wie etwa die Ver-
schleppung der Abstimmung über den Mißtrauensantrag durch einen 
Mißbrauch der Geschäftsordnung oder etwa die Beibehaltung der Porte-
feuilles ungeachtet eines Mißtrauensvotums, sollen hier nicht näher in 
Betracht gezogen werden, weil sie einen offenen  Verfassungsbruch  darstel-
len würden, den man sicherlich der Partei, die durch ein Jahrzehnt in der 
Hauptsache die Regierungsgeschäfte geführt  hat, nicht zutrauen darf. 

Mit dem Scheiden der Bundesregierung ist die rechtliche Voraussetzung 
ihrer Neubildung gegeben. Wird auch die scheidende Regierung mit der 
Fortführung  der Verwaltung nach Art. 71 B-VG betraut - was im Falle der 
Enthebung der Bundesregierung auf Grund eines Mißtrauensvotums zwar 
nicht ausdrücklich verwehrt, aber doch mit dem parlamentarischen Prinzip 
schwerlich vereinbar ist - , so steht eindeutig fest, daß sie in einem abseh-
baren, wenngleich gesetzlich nicht fixierten Zeitpunkt die Regierungsge-
schäfte niederlegen muß. Erst mit dem Eintritt eines der Fälle, in denen die 
Bundesregierung verfassungsmäßig aus dem Amte scheidet - es sind dies 
die Enthebung der Bundesregierung auf ihren Wunsch oder in Vollzug eines 
Mißtrauensvotums, einer Entlassung von Seiten des Bundespräsidenten und 
einer Verurteilung durch den Verfassungsgerichtshof  auf Grund einer Mini-
steranklage - , kann das verfassungsmäßige Verfahren  der Regierungsbil-
dung eingeleitet werden. Erst in diesem Zeitpunkt kann insbesondere der 
Bundespräsident einen präsumtiven Bundeskanzler designieren und dieser 
dem Bundespräsidenten eine Ministerliste präsentieren. Was sich gegenwär-
tig im Zeichen der Regierungsbildung abspielt, sind rechtlich völlig unge-
bundene und selbstverständlich auch unverbindliche Vorverhandlungen  für 
das bevorstehende  verfassungsmäßige  Verfahren  der Regierungsbildung. 
Die rechtliche Irrelevanz dieser Schritte allein rechtfertigt  es denn auch, daß 
sie von der in der Regierung befindlichen Partei ausgehen, von deren 
Vertrauensmann unternommen werden. Seine Funktion ist nicht anders zu 
beurteilen, als wenn irgend ein Privatmann seine guten Dienste zur Entwir-
rung der politischen Lage zur Verfügung stellte. Auch die Besprechungen 
des Bundespräsidenten mit einzelnen Parteimännern sind im gegenwärtigen 




